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Die „Kommission zur Sozialstaatsreform“ hat ihre Empfehlungen vorgelegt. Das System
werde „moderner, digitaler und bürgernäher“, heißt es, und das alles ohne
Leistungskürzungen. Das klingt einfach zu schön, um wahr zu sein, findet Ralf
Wurzbacher.

Bundesarbeitsministerin Bärbel Bas (SPD) schlug am Dienstag vor Pressevertretern den
ganz großen Bogen. Die Demokratie stehe unter Feuer, Russland und die USA stellten alles
auf den Kopf, und die Europäer müssten besser werden. „Und darum soll es heute
irgendwie auch gehen. Um den deutschen Sozialstaat und wie er besser werden kann“,
sprich „gerechter, einfacher und digitaler“. Hört, hört! Deutschlands Sozialstaat:
Alleinstellungsmerkmal und Bollwerk gegen die Despotie. Darauf muss man erst einmal
kommen – irgendwie.

Bas mag man solche Worte noch abnehmen – einer Frau, die meint, erkannt zu haben,
„gegen wen wir eigentlich gemeinsam kämpfen müssen“, also die Herren
Wirtschaftslobbyisten. Bei ihrem Chef, dem Bundeskanzler, bis vor Kurzem selbst noch
BlackRock-Lobbyist, liegen die Dinge anders. Jedenfalls bemerkte auch Friedrich Merz
(CDU) gleichentags zu dem, was die SPD-Frau so belobigte, seine Erwartungen seien
übertroffen worden, „weil hier wirklich eine grundlegende Strukturreform in den sozialen
Sicherungssystemen vorgenommen wird“.

Worum geht es? Nach fünfmonatiger Schaffenszeit hat die sogenannte Kommission zur
Sozialstaatsreform (KSR) ihren Abschlussbericht vorgelegt. Auf 50 Seiten finden sich 26
Empfehlungen auf vier Handlungsfeldern, mit denen das System der steuerfinanzierten
Sozialleistungen „moderner, digitaler und weniger bürokratisch“ werden soll. Das Gremium
aus Vertretern von Bundesregierung, Ländern und kommunalen Spitzenverbänden war im
September eingesetzt worden und hat ziemlich zügig geliefert.

Skepsis ist Bürgerpflicht

Im Zentrum steht der Ansatz, das Bürgergeld, Kinderzuschlag und Wohngeld in einem
einzigen Sozialleistungssystem zusammenzuführen, den Verwaltungsvollzug zu
vereinfachen und die Apparate „konsequent“ zu digitalisieren. Die Anlaufstellen zur
Beantragung und Betreuung sollen von derzeit vier auf zwei reduziert werden. Die
Jobcenter hätten sich um erwerbsfähige, die Sozialämter um nicht arbeitsfähige Personen
zu kümmern. Sämtliche Leistungen sollen über ein einheitliches, digitales Portal beantragt
werden können, womit das „lästige Wiederholen von Angaben bei Behördenwechseln“
entfalle. Ferner soll es „wohnortnahe Beratungsangebote“, „weniger Schnittstellen und
verkürzte Bearbeitungszeiten“ und „einheitlichere Rechtsbegriffe“ geben. Und das
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Kindergeld solle künftig automatisch nach der Geburt ausgezahlt werden.

Vieles davon klingt fraglos vielversprechend, und gerade deshalb ist Skepsis oberste
Bürgerpflicht. Tatsächlich führt die Koalition seit ihrem Amtsantritt eine Art Generalangriff
gegen so ziemlich jede sozialstaatliche Errungenschaft. Diskutiert wird, das
Arbeitszeitgesetz zu schleifen, den Pflegegrad 1 abzuschaffen, die Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall zu beschränken, das Renteneintrittsalter zu erhöhen, die telefonische
Krankschreibung zu kippen, und neuerdings will Merz auch die Axt an die
Teilzeitbeschäftigung anlegen. Praktisch beschlossen sind das Ende des Bürgergelds und
dessen Degradierung zur einer „neuen Grundsicherung“ mit verschärfter Sanktionierung
vermeintlicher „Arbeitsverweigerer“ bis hin zur Kappung der Unterstützung auf null.

Gerechtigkeit kostet Milliarden

Die Frage drängt sich auf: Wenn bei praktisch allen sozialpolitischen Einzelvorstößen aus
Reihen der Regierungsparteien Rigorismus, Rückschritt und der Rotstift bestimmend sind,
warum sollte dies ausgerechnet bei einem Mammutvorhaben wie dem, den Sozialstaat zu
„erneuern“, anders laufen? Denn ums liebe Geld dreht es sich natürlich auch hier. „Ein Ziel
der Kommission ist, durch einen effizienteren Leistungsvollzug Kosteneinsparungen zu
erreichen“, heißt es in der Vorlage. Das wirkt wie ein Widerspruch in sich. Allein der Aufbau
einer reibungslosen Administration und die Errichtung einer alle Ämter und Behörden
einschließenden digitalen Infrastruktur dürfte zunächst einmal Unsummen verschlingen.

Aber auch das wären nur Kleinigkeiten verglichen mit dem, was ein im besten Sinne
funktionierender Sozialstaat kosten würde. Viele Menschen nehmen ihre
Leistungsansprüche gar nicht in Anspruch, sei es aus Unwissenheit, Scham oder wegen
Sprachbarrieren. Für die Grundsicherung im Alter wird der Kreis der Haushalte, die trotz
Berechtigung leer ausgehen, auf 60 Prozent geschätzt, beim Bürgergeld auf ein Drittel und
beim „Bildungs- und Teilhabepaket“ für Kinder auf bis zu 85 Prozent. „Gerecht“ wäre das
System erst, wenn alle Bedürftigen zu ihrem Recht gelangten. Hier aber schlummern
Kosten in zweistelliger Milliardenhöhe, die sich der Staat alle Jahre spart, weil die
Zugänglichkeit zu den sozialen Sicherungssystemen aus unterschiedlichen Gründen
erschwert wird, auch wegen „fragmentierter Zuständigkeiten“. Und genau diese Hürden
nimmt die Kommission ins Visier, zumindest erklärtermaßen.

Kindergrundsicherung

Man darf sicher sein, dass wenigstens die Union das nicht will. Man erinnere sich an die
kläglich gescheiterte Kindergrundsicherung, die die abgewählte Ampel-Regierung eigentlich
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fest eingeplant hatte. Auch dabei ging es um Zusammenlegung von Leistungen und
automatisierte Inanspruchnahme. Als sich die Ausgaben dafür abzeichneten – die grüne
Familienministerin Lisa Paus rechnete mit jährlich zwölf Milliarden Euro extra – löste sich
das Projekt in Luft auf, mit dem stillen Einverständnis der SPD übrigens, die es dann auch
in der neuen Koalition nicht mehr anpacken wollte.

So könnte es auch den KSR-Empfehlungen ergehen, denn selbstredend ist ein noch so guter
Plan kein Garant dafür, auch realisiert zu werden. Der Politologe und Armutsforscher
Christoph Butterwegge hat in einem Kommentar für die junge Welt darauf hingewiesen,
dass von den Ratschlägen der Hartz-Kommission seinerzeit auch nicht alle den Weg in
Gerhard Schröders „Agenda 2010“ fanden. So sei etwa der Punkt, die Hartz-IV-Bedarfssätze
am Leistungsniveau der Arbeitslosenhilfe zu orientieren, im Gesetzgebungsprozess ignoriert
worden. Im KSR-Papier steht dieser schöne Satz: „Das einheitliche Sozialleistungssystem
hat in jedem Fall die Deckung der individuellen Bedarfe zur Sicherung des
menschenwürdigen Existenzminimums sicherzustellen.“ Für Butterwegge ist das nur ein
Beispiel für „hehre Versprechen“, die bei der Umsetzung entsprechender Reformen „oft auf
der Strecke“ blieben.

Unten gegen ganz unten

Wahrscheinlich ist, dass die Verantwortlichen nur solche Anregungen aufgreifen, die ihnen
in den Kram passen. Hier hat die Vorlage manches zu bieten, darunter das Rezept,
„zielgenaue Erwerbsanreize“ zu setzen. Gemünzt ist das auf die sogenannten
Transferentzugsraten, also darauf, dass Bürgergeldempfängern von ihren begleitenden
Erwerbseinkünften häufig kaum etwas übrig bleibt. Das ist in der Tat nicht fair und kann
durchaus ein Hemmschuh sein, der sozialen Bedürftigkeit zu entkommen. Fragwürdig ist
gleichwohl, wie die Kommission dem Problem beikommen will. Sie strebt nämlich eine
Staffelung dahingehend an, dass „sehr geringe“ Einkommen künftig stärker auf die
Transferleistungen angerechnet werden sollten und höhere Verdienste „weniger stark“.

Das bedient nicht nur die Mär vom sogenannten Leistungsprinzip, sondern schafft wieder
nur neue Ungerechtigkeiten, weil es ein Mehrklassensystem innerhalb der Gruppe sozial
Abhängiger wäre, und damit noch mehr Spaltung. „Die vorgeschlagene Kürzung von
Freibeträgen für Erwerbseinkommen droht gerade die Menschen zu treffen, die sich bei
eingeschränkter Leistungsfähigkeit nach Kräften um Arbeit und Einkommen bemühen“,
monierte der Paritätische Gesamtverband in einer Medienmitteilung. Zu Verlierern gerieten
insbesondere Haushalte mit wenig Geld, Alleinerziehende, Menschen mit
Sorgeverpflichtungen oder gesundheitlichen Einschränkungen, erklärte
Hauptgeschäftsführer Joachim Rock. „Wenn unter dem Deckmantel sozialpolitischer
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Modernisierung am Ende aber gekürzt wird, wäre das verheerend.“

Ausländer raus?

Dabei war es der offizielle Arbeitsauftrag an die Kommission, Ideen „unter Bewahrung des
sozialen Schutzniveaus“ zu entwickeln und eben nicht Empfehlungen zu
„Leistungskürzungen oder -ausweitungen“. Die Vorgabe wurde nicht durchgehend erfüllt,
etwa da, wo die Experten der Regierung raten, die Arbeitnehmerfreizügigkeit auf dem Wege
einer Initiative auf EU-Ebene einzuschränken. Demnach sei diese „an eine vollzeitnahe oder
Vollzeitbeschäftigung und an eine ausreichende Mindestbeschäftigungsdauer zu knüpfen“.
Damit mag man vielleicht den rechten Demagogen der AfD das Wasser abgraben wollen, für
sich betrachtet zeugt der Vorstoß aber von massivem Realitätsverlust. Gerade im sozialen
Sektor und im Gesundheitsbereich, aber auch in der Gastronomie sind sehr viele Menschen
mit Migrationshintergrund tätig, wovon wiederum sehr viele in Teilzeit arbeiten. Ohne sie
würde der Laden sofort zusammenbrechen.

Auf diesen Umstand wies am Dienstag auch der Caritas-Verband hin. Dort sorgt man sich
zudem, „dass über die Kostenentwicklung bei Eingliederungshilfe, Kinder- und Jugendhilfe
und Hilfe zur Pflege im Kommissionsbericht so gesprochen wird, als seien hier große
Einsparungen möglich“. Auch das sei angesichts der demografischen Entwicklung und der
inflationsbedingten Lohnsteigerungen „unrealistisch“.

VdK-Chefin alarmiert

Auch beim Sozialverband VdK gibt man sich misstrauisch. So dürfe etwa die
Zusammenführung von Wohngeld und Kosten der Unterkunft (KdU) nicht zu einer Kürzung
der Wohnkosten und damit zum Verlust von Wohnungen führen, erklärte
Verbandspräsidentin Verena Bentele. Ferner berge die geplante Pauschalisierung von
Leistungen „das Risiko, reale Kosten nicht abzudecken“. Gefahren sieht sie auch im Fall
einer Digitalisierung auf Teufel komm raus. Zu oft schon seien durch solche Prozesse
„Verwirrung, Frustration und Ausgrenzung“ erzeugt worden. Das dürfe sich nicht
wiederholen. „Hybride Beratungsangebote, also digital und vor Ort, sind daher unerlässlich,
insbesondere für Menschen mit Behinderungen.“

Man darf gespannt sein, was Schwarz-Rot aus der Vorlage macht und wie zügig sie dabei
vorgeht. Zahlreiche der Maßnahmen seien bereits durch Ausschöpfung des geltenden
verfassungsrechtlichen Rahmens zu verwirklichen, heißt es. Rechtsvereinfachungen und die
Digitalisierung der Verwaltung sollen planmäßig schon bis Mitte 2027 abgeschlossen sein,
die Neuordnung der Sozialleistungen bis Ende 2027. Für die ganz große Reform, eine
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„vollständig einheitliche Verwaltungsstruktur für erwerbsfähige und Nichterwerbsfähige“,
bedürfte es wegen des bestehenden Verbots von Mischverwaltungen einer
Grundgesetzänderung, also der Unterstützung durch die Opposition.

Merz spricht Klartext

Die Grünen haben bereits ihre Bereitschaft zur Mitwirkung an einer Lösung im
„Reformgeist statt Regierungsstreit“ signalisiert, wie am Mittwoch die Rheinpfalz (hinter
Bezahlschranke) berichtete. Die Bundesvorsitzende der Partei Die Linke, Ines Schwerdtner,
will sich dafür – Stand jetzt – nicht hergeben. Sie wittert einen „Angriff auf den Sozialstaat“,
wie sie der Rheinischen Post sagte. „Bärbel Bas trifft mit diesem Vorhaben mehr Menschen
als Hartz IV je erreicht hat. Es droht eine massive Ausweitung sozialer Abwertung.“ AfD-
Chefin Alice Weidel behauptet das glatte Gegenteil. Wer heute finanzielle Hilfen vom Staat
erhalte, solle diese „künftig noch einfacher beziehen können“. Damit ist sie auf Linie mit der
Jungen Union (JU). „Reformen ohne Einschnitte werden am Ende des Tages nicht
funktionieren“, befand deren Chef Johannes Winkel.

Augenscheinlich lässt das KSR-Konzept allerhand Raum für Interpretationen. Den schöpft
auch der Bundeskanzler aus. Das sei „zunächst einmal eine Strukturreform. Das heißt alles
noch nicht, dass das Leistungsniveau damit infrage gestellt wird“, beschied er vor zwei
Tagen als Redner beim Wirtschaftsgipfel von Springers Welt. Genau das will er aber und
bekennt sich dazu ohne Blatt vorm Mund. An dieses Leistungsniveau werde die
Bundesregierung mit den Ergebnissen einer weiteren Reformkommission herangehen, die
im ersten Halbjahr 2026 ihre Arbeit abschließen soll, setzte Merz mit Nachdruck hinzu.
Dann wird ja ein Schuh draus.
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